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Aktuelle Beiträge 

zum Architekten-, privaten Bau-, und Vergabe-

recht 

 
 

 

 

 

Architektenrecht 
 
 

Widerruf des Architekten –  

Ingenieurvertrages 
OLG Frankfurt Urteil vom 17.02.2025 – 29 U 

42/24 

 

 

Grundsätzlich unterliegen Verträge, 

die Architekten und Ingenieure  

außerhalb ihrer Geschäftsräume mit 

Verbrauchern schließen einem  

Widerrufsrecht. Fehlt eine  

entsprechende Widerrufsbelehrung, 

kann der Auftragnehmer den Vertrag 

innerhalb von 12 Monaten und 14  

Tagen widerrufen. Ebenso kann ein 

„Verbraucher-Bauherr“ einen aus-

schließlich per Fernkommunikations-

mittel geschlossenen Architektenver-

trag innerhalb von 12 Monaten und 14 

Tagen widerrufen, wenn die  

Widerrufsbelehrung fehlt oder  

unwirksam ist. 

 

In diesen Fällen ist der Verbraucher 

nicht zur Zahlung von Architektenho-

norar oder Wertersatz für verwendete 

Planungsleistungen verpflichtet, 

wenn deren Rückgewähr nicht (nicht 

mehr) möglich ist (so z.B. LG  

Frankfurt, 2-26 O 144/22). 

 

Ausnahmsweise kann nach dieser 

neuen Entscheidung des OLG  

Frankfurts der Auftragnehmer sein 

Honorar trotz Vertrag mit einem  

Verbraucher über Zoom behalten, da 

der Geschäftsbetrieb des Architekten 

nicht darauf ausgelegt war,  

Leistungen ausschließlich per  

Fernkommunikation zu beauftragen. 

 

Grundsätzlich gilt das Widerrufsrecht 

des Verbrauchers bei außerhalb von 

Geschäftsräumen geschlossenen  

Verträgen. Dies soll in diesem  

Einzelfall ausnahmsweise nicht  

gelten, weil der Vertragsschluss nicht 

im Rahmen eines für den Fernabsatz 

organisierten Vertriebs – oder  

Dienstleistungssystem erfolgte. Es 

fehlt an einem auf Fernabsatz  

ausgerichteten Geschäftsbetrieb, 

wenn der Architekt/Ingenieur seine 

Angebote regelmäßig erst nach einem 

vorhergehenden Ortstermin abgibt. 

 

Bei einem ausschließlich über  

Fernkommunikationsmittel geschlos-

senen Vertrag wird zulasten des  

Architekten/Ingenieurs widerleglich 

vermutet, dass sein Vertriebs – und 

Dienstleistungssystem auf Fernabsatz 

ausgerichtet ist. Der Architekt/Ingeni-

eur hat dann zu beweisen, dass der 

Vertragsschluss nicht auf einen 
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hierauf gerichteten Vertriebs – und 

Dienstleistungsystem beruht. 

 

Architekten und Ingenieuren kann  

daher nur geraten werden bei  

Verträgen mit Verbrauchern davon 

auszugehen, dass ein Widerrufsrecht 

besteht, wenn der Vertrag außerhalb 

der Geschäftsräume (z.B. per Telefon, 

E-Mail oder auf der Baustelle)  

geschlossen wird. Von daher ist eine 

entsprechende Widerrufsbelehrung 

immer die sicherste Lösung, um die 

gesetzliche Widerrufsfrist von 14  

Tagen auszulösen und nicht Gefahr zu 

laufen, dass diese mangels ordnungs-

gemäßer Widerrufsbelehrung ein Jahr 

und 14 Tage beträgt. (Dr. B) 

 

 

Privates Baurecht 
 
 

Folgen der Kündigung eines  

Bauvertrages 
BGH, Urteil vom 16.04.2025 - VII ZR 236/23 

 

 

Nach § 648 BGB kann ein Besteller 

jederzeit (frei) einen Bauvertrag  

kündigen. Weiter räumt § 648 ABGB 

beiden Vertragsparteien das Recht 

ein, einen Bauvertrag aus wichtigem 

Grund ohne Einhaltung einer  

Kündigungsfrist zu kündigen. Leistet 

ein Besteller nicht innerhalb  

angemessener Frist eine vom  

Unternehmer verlangte Bauhandwer-

kersicherheit, kann der Unternehmer 

den Vertrag gemäß § 650f Abs. 5 S. 1 

BGB aus diesem wichtigen Grund 

kündigen. 

 

Der BGH hat in der oben genannten 

Entscheidung nochmals dargelegt, 

wie es nach einer Kündigung  

weitergeht. Mit der Kündigung enden 

die Rechtsbeziehungen der  

Vertragsparteien für die Zukunft (ex 

nunc). Dies hat zur Folge, dass der 

Umfang des vom Unternehmer  

geschuldeten Werks auf die bis zur 

Kündigung erbrachte Leistung  

beschränkt wird. Der mit der  

Kündigung verbundene Ausschluss 

weitere Erfüllung bezieht sich  

ausschließlich auf den noch nicht  

hergestellten Teil des Werks.  

Dagegen wird das Erfüllungsstadium 

hinsichtlich der bereits erbrachten 

Leistung durch die Kündigung nicht 

beendet. Auch nach Kündigung des 

Bauvertrags ist deshalb die erbrachte 

Leistung vom Besteller abzunehmen, 

wenn sie im Wesentlichen mangelfrei 

ist. Erst mit der Abnahme endet  

insoweit das Erfüllungsstadium, und 

der Vergütungsanspruch wird fällig. 

Ist die erbrachte Leistung mangelhaft, 

kann der Besteller weiter die  

Beseitigung der Mängel verlangen. 

Dem entspricht es, dass dem  

Unternehmer in diesem Fall das Recht 

zur Beseitigung der Mängel verbleibt. 

Da der Besteller auch im Fall einer 

Kündigung grundsätzlich zur  

Bezahlung der erbrachten Leistung  

verpflichtet bleibt, hat er ein  

berechtigtes Interesse daran, die  

Ansprüche wegen der Mängel dieser 

Leistung nicht zu verlieren. Auf der 

anderen Seite hat der Unternehmer 

ein berechtigtes Interesse daran, die 

Mängel der von ihm erbrachten  

Leistung zu beseitigen, um den vollen 

Werklohn hierfür beanspruchen zu 

können. (SP) 
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Vergaberecht 
 

 

Restleistungen nach Kündigung 

müssen erneut (EU-weit) ausge-

schrieben werden 
IBRRS 2025, 1052 

VK Nordbayern, Beschluss vom 20.02.2025 

– RMF-SG21-3194-9-31 

 

 

In ihrer Entscheidung vom Februar 

2025 betont die VK Nordbayern  

explizit, dass Restleistungen nach  

einer Kündigung erneut ausgeschrie-

ben werden müssen. Sofern die  

ursprünglichen Leistungen EU-weit 

ausgeschrieben waren, müssen auch 

die Restleistungen – unabhängig vom 

restlichen Auftragswert EU-weit  

ausgeschrieben werden! 

 

Der Auftraggeber hatte Abbruchar-

beiten und Baumeisterarbeiten in 

zwei getrennten Verfahren jeweils  

europaweit ausgeschrieben. Auf-

grund vertraglicher Schwierigkeiten 

wurden die Abbrucharbeiten  

gekündigt. Der Antragsteller hatte 

von den Schwierigkeiten mit dem  

Abbruchunternehmen aus der Presse 

erfahren und wollte vom Auftragge-

ber erfahren, wann die Restleistungen 

ausgeschrieben werden. Der  

Auftraggeber teilte daraufhin mit, 

dass keine Ausschreibung stattfinde. 

Die noch ausstehenden Abbruchar-

beiten wurden als Nachtrag beim 

Baumeisterauftrag hinzugefügt; die 

Leistungen wurden jedoch durch  

einen Nachunternehmer erbracht. Die 

Vergabestelle ging davon aus, dass 

keine Ausschreibungspflicht  

bestünde. Gegenstand der Auftrags-

wertschätzung seine zum einen nur 

noch die ausstehenden 

Restleistungen. Zum anderen sei eine 

Auftragsänderung nach § 132 GWB 

im vorliegenden Fall gerechtfertigt.  

Die Vergabekammer hat dieser  

Ansicht eine klare Absage erteilt.  

 

Bezüglich der Frage, ob der  

Schwellenwert erreicht sei, ist auf den 

voraussichtlichen Gesamtwert der 

vorgesehenen Leistungen ohne  

Umsatzsteuer abzustellen. Isoliert  

betrachtet liegen die Restleistungen 

zwar unterhalb des Schwellenwertes. 

Bei einer Kündigung des Altauftrags 

und neuer Vergabe der noch nicht  

fertiggestellten oder nur mangelhaft 

erbrachten Leistungen ist für den nach 

§ 106 GWB maßgeblichen  

Schwellenwert jedoch auf den  

gekündigten Altauftrag abzustellen.  

 

Zudem kann nach Ansicht der VK 

Nordbayern in derartigen Fällen auch 

gerade nicht auf das 20%-Kontingent 

des § 3 Abs. 9 VgV zurückgegriffen 

werden. Die Lose, die unter dieses 

Kontingent fallen, müssen zu Beginn 

der Einleitung des Vergabeverfahrens 

festgelegt werden und diese  

Festlegung muss dokumentiert  

werden. Eine nachträgliche Änderung 

dieser Loszuteilung ist durch die 

Selbstbindung des Auftraggebers – 

das Los wurde ja bereits EU-weit aus-

geschrieben – nicht mehr möglich.  

§ 132 Abs. 1 S. 3 Nr. 4 GWB findet in 

derartigen Fällen Anwendung. Auch 

bei einer Kündigung des Altauftrags 

und Neubeauftragung handelt es sich 

nach Ansicht der VK Nordbayern um 

eine Ersetzung des Auftragnehmers 

während der Vertragslaufzeit, welche 

nur unter den Voraussetzungen des  

§ 132 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 GWB möglich 

ist. Da die Voraussetzungen  

vorliegend jedoch nicht vorhanden 

waren, lag eine wesentliche Änderung 
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vor, die zu einer Neuausschreibungs-

pflicht führt.  

 

Auch einer etwaigen Anwendung von 

§ 132 Abs. 3 GWB (also der  

Bagatellgrenze) wird explizit eine 

Absage erteilt. Hierzu wird auf eine 

VK Südbayern-Rechtsprechung  

verwiesen. Beide Vergabekammern 

in Bayern sehen damit in einer  

Beauftragung eines Nachtrags mit  

Nachunternehmereinsatz eine  

Änderung des Gesamtcharakters des 

Auftrags. Damit können derartige 

Nachträge nicht unter § 132 Abs. 3 

GWB – und damit auch nicht unter  

§ 132 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 GWB –  

subsumiert werden.  

 

Auch kommen Gründe wie eine  

zügige Weiterführung der Arbeiten 

zur schnelleren Sicherstellung eines 

Bauwerks sowie eine sparsame und 

wirtschaftliche Mittelverwendung  

gemäß dem Haushaltsrecht nicht zur 

Begründung einer äußersten  

Dringlichkeit der Leistung aus  

zwingenden Gründen in Betracht. 

  

Die VK Nordbayern hat damit ganz 

klar und eindeutig entschieden, dass 

auch Restleistungen nach einem  

gekündigten Auftrag erneut EU-weit 

ausgeschrieben werden müssen, wenn 

die ursprüngliche Ausschreibung  

bereits EU-weit erfolgt ist. Eine  

nachträgliche Zuordnung zum 20%-

Kontingent ist in derartigen Fällen 

nicht möglich.  

 

Bei Nachträgen mit Nachunterneh-

mereinsatz dürfte § 132 GWB auch 

nur mehr schwer anwendbar sein. 

Denn nach Auffassungen der beiden 

Vergabekammern in Bayern ändert 

sich bei einer derartigen Konstellation 

der Gesamtcharakter des Auftrags. 

(SC) 

 
 

Künstliche Aufspaltung eines Auf-

trags in mehrere Interimsaufträge 

verstößt gegen das Umgehungsver-

bot 

 
VK Thüringen, Beschluss vom 12.03.2025 - 

5090-250-4003/499 

 

 

Im Rahmen eines Nachprüfungsan-

trags und des damit verbundenen Zu-

schlagsverbots hat der Auftraggeber 

beschlossen, seine Reinigungsdienst-

leistungen europaweit in mehrere 

kleinere Aufträge aufzuteilen. Diese 

werden in separaten Interimsverfah-

ren über die Monate Januar, Februar 

und März ausgeschrieben, um den 

Auftragswert jeweils unter dem 

Schwellenwert zu halten. 

 

Gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 VgV darf eine 

Auftragsvergabe nicht so unterteilt 

werden, dass sie nicht in den Anwen-

dungsbereich der Bestimmungen des 

Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen oder dieser Verord-

nung fällt, es sei denn, es liegen ob-

jektive Gründe dafür vor, etwa wenn 

eine eigenständige Organisationsein-

heit selbstständig für ihre Auftrags-

vergabe oder bestimmte Kategorien 

der Auftragsvergabe zuständig ist. In-

terimsaufträge müssen bei der Schät-

zung des Auftragswertes des gesam-

ten Beschaffungsbedarfs im Hinblick 

auf das Umgehungsverbot addiert 

werden, wenn der Beschaffungsbe-

darf künstlich aufgespalten wird, um 

die Anwendung des Kartellvergabe-

rechts zu umgehen. Nach der funktio-

nalen Betrachtungsweise gehören 

zum Auftrag organisatorische, 
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inhaltliche, wirtschaftliche, räumli-

che, zeitliche und technische Zusam-

menhänge. Bei identischem Vertrags-

gegenstand und der Absicht, mit den 

Interimsaufträgen den Zeitraum des 

Zuschlagsverbots zu überbrücken, um 

eine lückenlose Beschaffung zu ge-

währleisten, liegen aus Sicht der VK 

Thüringen eine innere Kohärenz und 

eine funktionale Kontinuität vor. 

Die VK Thüringen hat außerdem fest-

gestellt, dass die geplante Ausfüh-

rungsfrist für die Interimsvergabe im 

Februar 2025 mit nur drei Tagen zwi-

schen dem Ende der Bindefrist am 31. 

Januar 2025 und dem Beginn der Ar-

beiten am 3. Februar 2025 unange-

messen kurz ist. Zwar ermöglicht 

diese Frist dem Auftraggeber, den Zu-

schlag noch am letzten Tag der Bin-

defrist zu erteilen, für die tatsächliche 

Durchführung der Arbeiten ist sie je-

doch nicht ausreichend. Insbesondere 

bei komplexen Aufträgen muss der 

Bieter bereits vor der Zuschlagsertei-

lung Vorbereitungen treffen, um die 

Ausführung rechtzeitig beginnen zu 

können. Daher ist es notwendig, dem 

Bieter genügend Zeit zu gewähren, 

um alle erforderlichen Maßnahmen 

zu ergreifen, bevor mit der Ausfüh-

rung begonnen werden kann. Es kann 

nicht erwartet werden, dass der Bieter 

zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung 

bereits alle Ressourcen, wie etwa Per-

sonal oder Material, bereitgestellt hat. 

(GS) 
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